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Vorwort 
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der mich bei jeder sich bietenden Gelegenheit davon abgehalten hat, einen 
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Einleitung 

Die Sicherung der finanziellen Versorgung nach Beendigung des Erwerbsle-
bens tritt in letzter Zeit zunehmend ins Bewusstsein der Menschen. Galten die 
staatlichen Renten auf Basis der gesetzlichen Rentenversicherung lange Zeit 
als „sicher“1 oder wurden zumindest als solche propagiert, zeigt sich nunmehr, 
dass die Rentenkassen überfordert sind.2 

Drohende Versorgungslücken und damit die Gefahr der Altersarmut erfordern 
ein Umdenken im Bereich der Altersabsicherung – zwar stellt diese Erkenntnis 
an sich kein Novum dar,3 jedoch haben sich die bislang diesbezüglich ergriffe-
nen Maßnahmen als nicht ausreichend erwiesen.4 

Die demografische Entwicklung führt im Verbund mit zunehmend unbeständi-
gen Beschäftigungszeiten zu weiterhin rückläufigen Einzahlungen in die ge-
setzliche Rentenkasse bei anhaltend steigender Anzahl Bezugsberechtigter.5 
Eine Kompensation der unzureichenden staatlichen Absicherung kann nur 
durch Beteiligung des Einzelnen in Form privater Vorsorge sowie die Stärkung 
betrieblicher Vorsorge gelingen.6 

Dabei erweist es sich freilich als schwierig, dem einzelnen Arbeitnehmer das 
Erfordernis des anteiligen Verzichts auf das von ihm verdiente Entgelt im „hier 
und jetzt“ klarzumachen, damit er in einer für ihn ungewissen und noch fernen 
Zukunft eine tragfähige Absicherung erwarten darf.7 Gerade Berufseinsteiger 
werden in jungen Jahren nur selten das Bedürfnis verspüren, ihren alltäglichen 
Konsum einzuschränken, dabei erfordert eine effektive Absicherung aber ge-
rade einen frühzeitigen Einstieg in die verfügbaren Vorsorgemodelle.8 

Für die private Vorsorge des Einzelnen können von staatlicher Seite oder 
durch die Betriebsparteien letztlich nur Anreize geschaffen werden, ein direkter 
Eingriff – bzw. eine Verpflichtung – sind systemimmanent unmöglich. 

                                         
1  Vgl. Otte, VW 2018, 60 (60). 
2  Diese Nachricht ist mittlerweile auch bei der überwiegenden Mehrheit der Deutschen angekom-

men, vgl. Aon Hewitt, PM (2) 2017. 
3  Vgl. BT-Drucks. 14/4730, S. 9; Bahr, BetrAV 2005, 707 (707); Flocke/Neisse-Hommelsheim, 

BetrAV 2009, 111 (111); GDV, PM 2014. 
4  Vgl. Rentenversicherungsbericht 2017, S. 12; Bahr, BetrAV 2005, 707 (707); Riedel, 

BetrAV 2012, 231 (238); virtuos die Problematik der Altersarmut durch eine – völlig unproblemati-
sche – Mindestrente beseitigend Rhiel, BetrAV 2012, 74 (74 f.). 

5  Vgl. Dreger, BetrAV 2016, 98 (98); Ehrentraut, BetrAV 2009, 379 (379); Fuchs/Preis, Sozialversi-
cherungsrecht, S. 900. 

6  Vgl. zur Problematik der Altersarmut basierend auf diesen Entwicklungen: Brosig, BetrAV 2013, 
60 (60 ff.). 

7  Vgl. Velten/Schmidt-Narischkin/Schwinger, BetrAV 2013, 261 (262). 
8  Vgl. Busch, BetrAV 2010, 603 (603); Doetsch, BetrAV 2010, 718 (720); Engert, ZfA 2004, 311 

(312 f.; 314 f.); Flocke, BetrAV 2009, 390 (391); MetallRente, Pressemitteilung vom 27.12.2017; 
Lehmensiek-Starke, BKR 2012, 191 (192); Leinert, BetrAV 2004, 447 (448 f.); von der Leyen, 
BetrAV 2012, 373 (373). 
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Der Rolle der betrieblichen Altersversversorgung als zweite tragende Säule 
der Altersversorgung wächst daher stetig Relevanz zu – an dieser Stelle kön-
nen sowohl die Betriebs- als auch die Tarifparteien die Weichen hin zu einer 
flächendeckenden Zusatzversorgung in Form betrieblicher Altersvorsorge stel-
len. Deutschland blickt auf eine lange Geschichte der Entwicklung des Ar-
beitswesens durch Kooperation und Diskurs der Tarifparteien zurück.9 Die Ein-
flussmöglichkeiten der Tarifparteien auf die Entwicklungen im Bereich der Al-
tersvorsorge können dabei kaum überschätzt werden – die vorliegende Arbeit 
wird daher im Folgenden die Möglichkeiten der tarifvertraglichen Gestaltungen 
im Bereich der betrieblichen Altersversorgung in den Fokus stellen. 

Zunächst wird hierfür der aktuelle Zustand der Altersversorgung in Deutsch-
land sowie die jüngere historische Entwicklung bis zu diesem Zeitpunkt skiz-
ziert (Kapitel 1), darauf folgt eine Erläuterung der Grundzüge des Systems der 
betrieblichen Altersversorgung selbst (Kapitel 2). 

Im Anschluss hieran werden zentrale rechtliche Aspekte der betrieblichen Al-
tersversorgung auf die den Tarifvertragsparteien offenstehenden Gestaltungs-
möglichkeiten hin untersucht und so ein Rahmen tariflicher Gestaltungsfreiheit 
ermittelt (Kapitel 3). 

Das vierte Kapitel widmet sich der jüngsten Reform des BetrAVG, dem Be-
triebsrentenstärkungsgesetz,10 das im Kern auf dem „Sozialpartnermodell“ be-
ruht und somit in weiten Teilen der tariflichen Ausgestaltung unterliegt. 

Den Abschluss der Bearbeitung bildet ein kurzes Fazit, das die erarbeiteten 
Ergebnisse einer abschließenden Bewertung zuführt. 

 

                                         
9  Das Tarifvertragsgesetz (WiGBl. S. 55) selbst trat am 9.4.1949 in Kraft und erhielt am 25.8.1969 

seine letztliche Fassung (BGBl I S. 1323); im Jahr 2015 bestanden in Deutschland insgesamt 
71.906 gültige Tarifverträge, vgl. WSI Tarifarchiv 2016. 

10  Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und zur Änderung anderer Gesetze vom 
17. August 2017 (Betriebsrentenstärkungsgesetz), BGBl. I, S. 3214 ff. 
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Kapitel 1: Die Entwicklung der Altersversorgung in 
Deutschland 

A. Zustand der Altersversorgung in Deutschland 

Das System der Altersversorgung in Deutschland ruht auf drei tragenden Säu-
len – der gesetzlichen Rentenversicherung, der betrieblichen Altersversorgung 
und der privaten Absicherung des Einzelnen. Gemeinsamer Zweck dieser un-
terschiedlichen Sicherungssysteme ist eine verzahnte, idealerweise vollstän-
dige Absicherung des Arbeitnehmers für die Zeit nach Abschluss des Erwerbs-
lebens. Der in den Ruhestand Eintretende soll seinen Lebensabend bei 
gleichzeitigem Erhalt des Lebensstandards verbringen können. 

 

I. Die gesetzliche Rentenversicherung 

1. Historische Entwicklung 

Ihren Ursprung hat sie, wie so viele sozialpolitische Entwicklungen und Absi-
cherungen, in der Industrialisierung und dem damit einhergehenden gesell-
schaftlichen Wandel. Mit dem Beginn industrieller Güterproduktion ging ein 
explosionsartiger Bevölkerungszuwachs in den Städten einher, die klassischen 
feudalen Strukturen familienbetriebener Höfe und der diesen innewohnenden 
sozialen Absicherung innerhalb der Familie verloren ihre Gültigkeit.11 

Das Erfordernis einer an die neuen Begebenheiten angepassten Absicherung 
der oben genannten Risiken blieb der politischen Führung natürlich nicht ver-
borgen, sodass 1891 unter dem Reichskanzler Otto von Bismarck12 durch den 
Reichstag das „Gesetz über die Alters- und Invaliditätssicherung“ verabschie-
det wurde. Freilich hat sich seit der solchermaßen geschaffenen Basis der Al-
ters- und Invaliditätsabsicherung einiges verändert. 

Neben der Ausweitung der Versorgung auf Hinterbliebene und weiteren Re-
formen wurde 1957 im Zuge der Folgen des Zweiten Weltkrieges das gesamte 
System der Rentenversicherung reformiert. 

Bis zu diesem Zeitpunkt wurde die Finanzierung der Rente dem Namen nach 
durch ein Kapitaldeckungsverfahren sichergestellt. Hierbei erwirtschaftet jeder 
Arbeitnehmer im Zuge seines Erwerbslebens einen Grundstock an Kapital, der 
nach Ende der Erwerbstätigkeit im Folgenden aufgebraucht wird. Vor dem Hin-
tergrund der Weltwirtschaftskrise und des inflationären Wertverlustes des vor-

                                         
11  Vgl. Fuchs/Preis, Sozialversicherungsrecht, S. 5. 
12  Vgl. zu Bismarcks Verbindung zum Versicherungswesen Koch, VW 2015, 76 (76 ff.). 
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handenen Kapitals im Zuge der Hyperinflation nach dem Ende des Ersten 
Weltkriegs war eine Abkehr von diesem Finanzierungsmodell zwingend erfor-
derlich. 

An die Stelle des Kapitaldeckungsverfahrens trat 1957 sodann ein Umlagever-
fahren, welches faktisch bereits zuvor zur Anwendung gelangte. Dieses zeich-
net sich im Prinzip durch eine abschnittsweise Finanzierung aus – die jeweili-
gen Ausgaben des einzelnen Jahres werden durch die Einnahmen desselben 
Jahres gedeckt. Bis heute bildet dieses System die Grundlage der gesetzli-
chen Rentenversicherung, § 153 Abs. 1 SGB VI. Schwankungsbedingte Defizi-
te des Systems werden dabei durch die sogenannte „Nachhaltigkeitsrücklage“ 
gedeckt, die nach § 216 SGB VI aus den Überschüssen finanziert wird. 

 

2. Aktueller Zustand 

Die Funktionalität eines umlagefinanzierten Systems fußt dabei entscheidend 
auf einem ausgeglichenen Verhältnis von Ein- und Auszahlungen. Ein solches 
kann jedoch nur dann bestehen, wenn sich die Anzahl der einzahlenden Er-
werbstätigen und die der Leistungsempfänger die Waage halten. Das Umlage-
verfahren ist also für eine zumindest nicht rückläufige Bevölkerungszahl kon-
zipiert.13 

Zum jetzigen Zeitpunkt liegt das Sicherungsniveau14 der gesetzlichen Rente 
bei 48,2% und soll bis 2030 (bzw. 2031) auf 44% (bzw. 44,6%) sinken.15 Ver-
gleicht man diese Werte mit der Zielsetzung der Altersabsicherung, den Le-
bensstandard auch nach Ende der Erwerbstätigkeit aufrecht zu erhalten, wird 
offensichtlich, dass eine nicht einmal die Hälfte des letzten Nettogehalts (vor 
Steuern16) betragende Rente dieses Ziel nicht erreichen kann. 

Der Rückgang des Sicherungsniveaus basiert auf der bereits oben als aus-
schlaggebendes Kriterium gekennzeichneten Bevölkerungsentwicklung. Die 
Ergebnisse der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statisti-
schen Bundesamtes zeigen eine deutliche Zunahme des Bevölkerungsteils 
der über 65-Jährigen bei gleichzeitigem starken Rückgang der Gruppen der 
unter 20- und der zwischen 20 und 65-Jährigen. Bereits bis 2030 wird eine 
Steigerung der Anzahl der 65-80-Jährigen um circa 25% erwartet.17 Für das 
                                         
13  Vgl. Schreiber, S. 17 f., 24 f., 29. 
14  Verhältniswert aus einer jahresdurchschnittlichen verfügbaren Standardrente und dem verfügba-

ren Durchschnittsentgelt in der mittleren Variante der 15-jährigen Vorausberechnung des Renten-
versicherungsberichtes. 

15  Rentenversicherungsbericht 2017, S. 12. 
16  Vgl. zum Sicherungsniveau vor Steuern http://www.bmas.de/DE/Themen/Rente/Rentenlexikon/R/ 

rentenniveau.html (zuletzt abgerufen am 30.3.2018). 
17  13. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes, S. 20. 
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Verhältnis der Anzahl der Senioren zur Anzahl der Erwerbstätigen (dem soge-
nannten Altenquotienten) bedeutet dies einen starken Anstieg – lag dieser 
2013 noch bei circa 34%, wird er bis 2060 bei einem Renteneintrittsalter von 
67 Jahren auf 54%-57% ansteigen.18 Bereits 2030 würde dies bedeuten, dass 
durchschnittlich ungefähr 2,3 Arbeitnehmer einen Rentner finanzieren müss-
ten, bis 2060 würde dieses Verhältnis sich sogar auf circa 1,8 Arbeitnehmer 
pro Rentner reduzieren.19Damit einhergehend sinkt natürlich der Bevölke-
rungsanteil der Erwerbstätigen und damit auch derjenigen, die in die gesetzli-
chen Rentenkassen einzahlen. Von 49,2 Millionen Menschen im Jahr 2013 
bleiben 2030 nur noch ungefähr 44–45 Millionen, die bis 2060 sogar noch wei-
ter, auf 38 Millionen sinken.20 Mitursächlich für diese Entwicklung der Alters-
struktur hin zu einer älteren Gesellschaft ist die seit langem stetig niedrige Ge-
burtenrate, die sich bei circa 1,4 Kindern pro Frau einpendelt.21 Werden in je-
der Generation weniger Kinder geboren, als die Elterngeneration zahlenmäßig 
ausmacht, führt dies zwangsläufig zu einem (zumindest) prozentualen Anstieg 
der älteren Bevölkerungsteile. Diese Entwicklung wird zusätzlich noch durch 
die erhöhte Lebenserwartung verstärkt, die ihrerseits auf technologischem und 
medizinischem Fortschritt sowie einem allgemeinen Anstieg der Lebensquali-
tät fußt.22 So steigt die durchschnittliche Lebenserwartung zum Zeitpunkt der 
Geburt von 77,7 Jahren für Männer und 82,8 Jahren für Frauen im Zeitraum 
2010/2012 bis 2060 um 7-9 Jahre für Männer und 6-7 Jahre für Frauen. Be-
sonders stark ins Auge fällt dabei die zunehmende Lebenserwartung für über 
65-Jährige. Während sie im Zeitraum 2010/2012 noch mit 17,5 (Männer) bzw. 
20,7 (Frauen) weiteren Lebensjahren rechnen konnten, steigt dieser Wert bis 
2060 voraussichtlich um 4,5-6,2 bzw. 4,3-5,8 Jahre. 

Überschreiten nun mit fortlaufender Zeit die geburtenstärkeren Jahrgänge die 
Grenze zum Rentenalter23 und rücken parallel dazu immer weniger jüngere 
Arbeitnehmer nach, sinkt dementsprechend das Sicherungsniveau der staatli-
chen Rente.24 Potenziert wird dieser Effekt noch durch die, aufgrund gestiege-
ner Lebenserwartung, längeren Zeiträume in denen Rentner durch die Kassen 
versorgt werden müssen.25 

Der Rückgang des Sicherungsniveaus ist anteilig allerdings auch bedingt 
durch die Gesetzesreformen der letzten Jahre. Die Höhe der persönlichen 
Rente berechnet sich nach § 64 SGB VI aus den persönlichen Entgeltpunkten, 
dem Rentenartfaktor und dem aktuellen Rentenwert. Der Grundsatz des 
                                         
18  13. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes, S. 25 f. 
19  13. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes, S. 45 ff. 
20  13. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes, S. 20. 
21  13. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes, S. 31 f; vgl. 

allerdings auch den verhalten positiven Ausblick des Max-Planck-Instituts, PM 2013. 
22  13. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes, S. 34. 
23  Vgl. Hofmann/Krickl, BetrAV 2012, 658 (658 ff.). 
24  Vgl. Dreger, BetrAV 2016, 98 (98); Hendricks, FS Andresen, S. 85. 
25  Vgl. Ehrentraut, BetrAV 2009, 379 (379). 
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§ 63 Abs. 1 SGB VI, die Höhe der Rente in erster Linie an der Höhe der im 
Zuge des Arbeitslebens erbrachten Beiträge zu orientieren, wird bei Bestim-
mung der Entgeltpunkte umgesetzt. Dabei finden allerdings auch soziale As-
pekte Beachtung, beispielsweise im Zuge der Anrechnung unverschuldet bei-
tragsfreier Zeiten, § 71 SGB VI. § 67 SGB VI regelt den Rentenartfaktor, der je 
nach Zielsetzung der Rente unterschiedlich hoch ausfällt (1,0 bei einer Alters-
rente als Ersatz des bisherigen Lohnes, lediglich 0,5 im Falle einer teilweisen 
Erwerbsminderung). Das Gesetz zur Sicherung der nachhaltigen Finanzie-
rungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung26 sowie das Gesetz zur 
Anpassung der Regelaltersgrenze an die demografische Entwicklung und zur 
Stärkung der Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung27 
führten eine veränderte Berechnungsformel zur Ermittlung des aktuellen Ren-
tenwertes ein. Nach § 68 Abs. 5 SGB VI wird dieser nach folgender Formel 
ermittelt: 

 

Dabei bezeichnet ARt den zu bestimmenden aktuellen Rentenwert ab dem 
1. Juli, ARt–1 den bisherigen aktuelle Rentenwert; BEt–1 beschreibt die Brutto-
löhne und –gehälter je Arbeitnehmer im vergangenen Kalenderjahr, BEt–2 steht 
für die Bruttolöhne und –gehälter je Arbeitnehmer im vorvergangenen Kalen-
derjahr unter Berücksichtigung der Veränderung der beitragspflichtigen Brutto-
löhne und –gehälter je Arbeitnehmer ohne Beamte einschließlich der Bezieher 
von Arbeitslosengeld; AVA2012 ist der Altersversorgeanteil für das Jahr 2012 in 
Höhe von 4 von Hundert; RVBt–1 steht für den durchschnittlichen Beitragssatz 
in der allgemeinen Rentenversicherung im vergangenen Kalenderjahr, RVBt–2 
steht für den durchschnittlichen Beitragssatz in der allgemeinen Rentenversi-
cherung im vorvergangenen Kalenderjahr; RQt–1 ist der Rentnerquotient im 
vergangenen Kalenderjahr und RQt–2 der Rentnerquotient im vorvergangenen 
Kalenderjahr. 

Bemerkenswert und besonders aussagekräftig für die Entwicklung der gesetz-
lichen Rentenversicherung sind die in § 68a SGB VI kodifizierte Schutzklausel 
und der Nachholfaktor. Die Schutzklausel verhindert ein Absinken des neuen 
Rentenwerts unter den aktuellen, während der Nachholfaktor sicherstellt, dass 
solchermaßen nicht erfolgte Senkungen auf zukünftige Steigerungen des Ren-
tenwerts (beispielsweise bei Steigerung des Durchschnittseinkommens) antei-

                                         
26  Gesetz zur Sicherung der nachhaltigen Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversi-

cherung vom 21. Juli 2004 (RV-Nachhaltigkeitsgesetz), BGBl I S. 1791 ff. 
27  Gesetz zur Anpassung der Regelaltersgrenze an die demografische Entwicklung und zur Stär-

kung der Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung vom 20. April 2007 (RV-
Altersgrenzenanpassungsgesetz), BGBl. I, S. 554 ff. 
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lig angerechnet werden. Diese Regelungen bewirken eine Stabilisierung des 
Rentenwerts und damit auch des Rentenniveaus.28 

Eine Konsolidierung des Rentensystems bzw. -niveaus kann darüber hinaus 
auf unterschiedliche Art und Weise erzielt werden. 

Zunächst kann einerseits durch Anhebung der Regelaltersgrenze der Zeitraum 
verlängert werden, in dem Arbeitnehmer selbst in die Kassen einzahlen29 – 
durch den späteren Eintritt ins Rentenalter nimmt gleichermaßen der Zeitraum, 
für den die besagten Arbeitnehmer später Bezüge geltend machen können, 
ab.30 Diesen Weg hat der Gesetzgeber mit der Erhöhung der Regelaltersgren-
ze auf 67 Jahre, § 35 S. 2 SGB VI, im Zuge des Gesetzes zur Anpassung der 
Regelaltersgrenze an die demografische Entwicklung und zur Stärkung der 
Finanzierungsgrundlagen der Rentenversicherung beschritten. 

Neben der Möglichkeit zeitlich auf den Rahmen der Bezugsberechtigten bzw. 
Beitragsverpflichteten einzuwirken, kann auch der Beitrag selbst in der Höhe 
angepasst werden. Vorgesehen ist allerdings bereits eine Erhöhung des Bei-
tragssatzes von 18,7% im Jahr 2017 auf 21,4%-22,3% (je nach Lohn- und Be-
schäftigungsentwicklung) im Jahr 2031, allein um die Nachhaltigkeitsrücklage 
auf dem von § 158 Abs.1 S. 1 SGB VI vorgeschriebenen Niveau zu halten.31 

Gemäß § 153 Abs. 2 SGB VI wird die Rentenversicherung insbesondere durch 
Beiträge und die Zuschüsse des Bundes finanziert. Der Bundeszuschuss nach 
§ 213 SGB VI (Zuschuss des Bundes an die allgemeine Rentenversicherung 
sowie zusätzlicher Zuschuss des Bundes an die allgemeine Rentenversiche-
rung) betrug im Jahr 2013 bereits 51,5 Milliarden Euro32, im Jahr 2017 bereits 
58,4 Milliarden Euro33 und ist für 2018 im Haushaltsplan bereits mit 60,2 Milli-
arden Euro angesetzt.34 Angesichts der steigenden Aufwendungen in diesem 
Bereich und der Bemühungen der Bundesregierung, den Gesamthaushalt zu 
konsolidieren, um eine Neuverschuldung zu verhindern,35 erscheint eine Erhö-
hung des Zuschusses weder zweckmäßig noch angemessen. 

Betrachtet man die bisherigen Ergebnisse, zeigt sich, dass die ursprüngliche 

                                         
28  Vgl. Ehrentraut, BetrAV 2009, 379 (381); Finke, VW 2015, 52 (52) 
29  Vgl. Rolfs, NZA-Beilage 2010, 139 (139). 
30  Dem Bericht der Bertelsmann-Stiftung, Zukunft des Rentensystems 2013, S. 10 ist allerdings zu 

entnehmen, dass auf breiter Basis die Erhöhung der Beitragssätze zur Rentenversicherung ge-
genüber einem höheren Renteneintrittsalter bevorzugt wird; vgl. aber auch DIW, PM 2013, wo-
nach immer mehr Senioren (freiwillig) über die Regelaltersgrenze hinaus arbeiten. 

31  Rentenversicherungsbericht 2017, S. 37. 
32  BMAS, Einzelhaushaltsplan 2013, S. 83. 
33  BMAS, Einzelhaushaltsplan 2017, S. 21 f. 
34  Anlage zur BT-Drucks. 18/13000, Einzelplan 11, S. 21. 
35  Vgl. BT-Drucks. 18/13000, S. 13 f.; „Von 2018 an läuft der Zähler rückwärts“, FAZ vom 

22.12.2017. 
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Zielsetzung der gesetzlichen Rentenversicherung einen unfreiwilligen Wandel 
vollzogen hat: Von der Sicherung und dem Erhalt des Lebensstandards über 
den Eintritt ins Rentenalter hinaus, tritt eher eine Begrenzung des Absinkens 
des Rentenniveaus – und somit der Gefahr der Altersarmut – in den Vorder-
grund.36 Es gilt daher, eine Absicherung zu schaffen, die für eine stetig wach-
sende Bevölkerungsschicht in Deutschland das Abrutschen in die Altersarmut 
verhindert, ohne gleichzeitig die nachrückenden „jungen“ Generationen, die 
sowohl die zunehmende Anzahl von Rentnern finanzieren als auch in höherem 
Maße für ihre eigene Alterssicherung vorsorgen müssen, unverhältnismäßig 
zu belasten.37 Die bereits umgesetzten Maßnahmen (Anhebung des Rentenal-
ters,38 Erhöhung des Beitragssatzes) zeigen jedoch deutlich, dass eine über 
diese Grundsicherung hinausgehende Rolle für die gesetzliche Rentenversi-
cherung in absehbarer Zeit nicht mehr erreicht werden kann. Umso wichtiger 
erscheint vor diesem Hintergrund eine Auseinandersetzung mit den Möglich-
keiten, die eine zusätzliche Absicherung in Form der betrieblichen oder priva-
ten Vorsorge bietet.39 Dennoch kommt der gesetzlichen Rente als Basis der 
Absicherung im Alter natürlich auch weiterhin eine essentielle Rolle zu.40 Denn 
auch wenn sie zum Erhalt des Lebensstandards nicht mehr ausreicht, bildet 
sie doch die Grundlage, auf der zusätzliche Versorgungsleistungen sodann 
aufbauen können.41 

                                         
36  Vgl. Kröger, BetrAV 2013, 114 (116 f.); Loose/Thiede, BetrAV 2007, 117 (118, 121); Schwind, 

BetrAV 2008, 217 (217), der von einer „Basissicherung“ an Stelle einer „Lebensstandardsiche-
rung“ spricht; zurückhaltend Rische/Thiede, NZS 2013, 601 (601 ff.). 

37  Vgl. Bahr, BetrAV 2005, 707 (707); Dreger, BetrAV 2016, 98 (98); Nahles, BetrAV 2014, 405 
(405); Rische/Thiede, NZS 2013, 601 (601); Schwind, BetrAV 2014, 371 (372 f.); so zuletzt auch 
die Rentenpläne der SPD, die darauf abzielten, ein Sinken des Rentenniveaus unter 48% zu ver-
hindern, unter https://www.spd.de/standpunkte/rente/ (zuletzt abgerufen am 30.3.2018); vgl. im 
Gegensatz hierzu die Forderungen des DGB nach einer Stärkung der gesetzlichen Rente und 
somit einer Anhebung des Rentenniveaus auf 50% bis 2045, DGB, Zukunftsgerichtet Rentenpoli-
tik; vgl. zum steigenden Risiko der Altersarmut den Bericht der Bertelsmann Stiftung, Entwicklung 
der Altersarmut bis 2036, S. 68 ff., der für die Jahre 2031 bis 2036 bei unverändertem Fortlauf ei-
ne Altersarmutsrisikoquote von über 20% prognostiziert, die überwiegend auf den Anstieg unter-
brochener Erwerbsbiografien und die Lage im Niedriglohnsektor zurückzuführen sind; das Alters-
armutsrisiko noch als gering bewertend Recht, BetrAV 2009, 5 (7). 

38  Vgl. zur Anhebung des Rentenalters (bspw. Griechenland, Italien, Niederlande und Spanien) so-
wie mitunter erheblichen Kürzungen der Renten (bspw. Griechenland, Portugal) in anderen Mit-
gliedstaaten der EU den Europäischen Jahresbericht 2011, S. 8 ff.; zur Koppelung des Rentenal-
ters an die steigende Lebenserwartung vgl. den Europäischen Jahresbericht 2014, S. 13 f. 

39  Vgl. Bahr, BetrAV 2005, 707 (707); kritisch zur Möglichkeit durch private oder betriebliche Alters-
versorgung einen Ausgleich für zu geringe Rentenanwartschaften in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung zu schaffen, wenn diese auf einem diskontinuierlichen Beschäftigungsverhältnis beru-
hen Loose/Thiede, BetrAV 2007, 117 (121 f.). 

40  Vgl. Nahles, BetrAV 2014, 405 (405), die in der gesetzlichen Rente trotz des anerkannten Re-
formbedarfs auch weiterhin die „tragende Säule“ des Alterssicherungssystems in Deutschland 
sieht; dies., BetrAV 2017, 377 (377); Recht, BetrAV 2008, 11 (14); Sasdrich, BetrAV 2005, 19 
(19 f.). 

41  Vgl. Asmussen, VW 2015, 10 (10); Flecken, BetrAV 2009, 307 (307); Kerschbaumer, 
BetrAV 2004, 101 (103); Recht, BetrAV 2009, 5 (6); Schwind, BetrAV 2002, 213 (214); sowie die 
Ergebnisse des Vorsorgeatlas Deutschland 2017, S. 17, der sich deutlich für eine kombinierte 
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II. Die private Vorsorge 

Unter privater Vorsorge versteht man klassischerweise die selbstständige Vor-
sorge des Einzelnen für den Ruhestand. Diese kann auf verschiedene Arten 
erfolgen, beispielsweise durch bloßes Ansparen von Geldbeträgen, die im Zu-
ge des Ruhestandes sukzessive aufgebraucht werden, oder in Form des Er-
werbs von Immobilien, die wiederum entweder als Renditeobjekte für ein be-
ständiges Einkommen auch nach Beendigung des Arbeitslebens sorgen, oder 
bei Eigennutzung Mietaufwendungen ersparen. 

Da es sich bei der privaten Vorsorge um einen Bereich handelt, der der priva-
ten Lebensführung des Einzelnen zuzuordnen ist, scheidet eine Verpflichtung 
zur privaten Vorsorge durch den Staat begriffsnotwendig aus. Dennoch tritt die 
Bedeutung dieser Absicherungsmöglichkeit für den Lebensabend des Einzel-
nen, gerade in Anschauung der oben skizzierten Entwicklung der gesetzlichen 
Rente, immer deutlicher hervor. 

Dabei korrelieren das Erfordernis einer privaten Zusatzvorsorge und die objek-
tive Möglichkeit einer solchen nicht zwangsläufig. Liegt bereits das Gehaltsni-
veau knapp über dem Existenzminimum, kann effektiv keine wirkungsvolle 
Vorsorge betrieben werden: weder durch Mittelakkumulation über die Jahre 
des Erwerbslebens, noch durch Anschaffung oder Abbezahlung einer Immobi-
lie. Von staatlicher Seite aus kann eine Stärkung des Verbreitungsgrades der 
privaten Vorsorge daher nur durch die Förderung entsprechender Vorsorge-
modelle erfolgen, die es auch geringverdienenden Arbeitnehmern ermöglicht, 
über einen längeren Zeitraum einen nennenswerten Absicherungsgrad zu er-
langen. 

Die wohl verbreitetste Förderung dieser Art stellt die sogenannte „Riester-
Rente“ dar. Diese kann zum einen als Zulage42 nach §§ 84 ff. EStG zu einem 
abgeschlossenen Altersvorsorgevertrag nach dem Altersvorsorge-Zertifizie-
rungsgesetz oder in Form eines Sonderausgabenabzugs nach § 10a EStG 
erfolgen. Altersvorsorgeverträge können dabei auf unterschiedliche Art ausge-
staltet sein, sodass sowohl eine monatliche Leibrente als auch die Anschaf-
fung eines Eigenheims43 (vgl. § 1 Abs. 1a S. 2 AltZertG, § 92a Abs. 1 EStG) 
gefördert werden.  

Die Bezugsberechtigung für diese staatliche Förderung steht dabei in Verbin-

                                                                                                                               
Versorgung durch gesetzliche Rente, betriebliche Altersversorgung und private Vorsorge gerade 
für jüngere Menschen ausspricht. 

42  2018 beträgt diese Zulage jährlich 175 Euro, unter 25-jährige erhalten eine einmalige Zulage in 
Höhe von 200 Euro um einen frühen Einstieg attraktiver zu machen, vgl. § 84 EStG. 

43  Dies kann sowohl durch Verwendung eines zuvor Riester-gefördert angesparten Vermögens-
stocks als auch durch Riester-Förderung einer zweckgebundenen Darlehenstilgung erfolgen; vgl. 
Myßen/Fischer, DB 2014, 617 (617 ff.). 
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dung zur gesetzlichen Rentenversicherung. Gemäß § 10a Abs. 1 EStG sind 
primär die in der gesetzlichen Rentenversicherung Pflichtversicherten dazu 
berechtigt, die Sonderausgaben in Abzug zu bringen. Hierdurch wird sicherge-
stellt, dass die bezweckte Förderung derjenigen, die im Rahmen der gesetzli-
chen Rentenversicherung systembasierend Rückgänge zu verkraften haben, 
nicht fehlgeht.44 

Die Anzahl der Riester-geförderten Verträge ist, nach einem schwierigen 
Start,45 im Jahr 2017 bereits auf über 16,5 Millionen, auf die circa 1,75 Millio-
nen Eigenheim-Verträge entfallen, gestiegen. 2008 lag sie noch bei ungefähr 
12,2 Millionen.46 Dabei ist die Riester-Förderung auch weiterhin Grundlage 
öffentlicher Diskussion, denn die bloße Anzahl an abgeschlossenen Verträgen 
verrät noch nichts über die Güte der dort getroffenen Vereinbarungen.47  

Gerade im Bereich der Niedrigverdiener, deren Absicherung im Zuge einer 
Riesterförderung besonders angestrebt wurde und auch weiterhin wird, treten 
durch undurchsichtige Vertragsgestaltungen und die damit verbundenen un-
erwarteten hohen Kosten häufig Probleme auf,48 die an der Rentabilität der 
geförderten Maßnahmen zweifeln lassen. An dieser Stelle ist es am Gesetz-
geber, im Einklang mit europäischen Forderungen,49 die Stärkung der privaten 
Vorsorge nicht auf staatliche Förderung zu beschränken, sondern für ein intak-
tes und auf lange Sicht beständiges System der privaten Absicherung zu sor-
gen. Doch auch wenn an dieser Stelle noch Verbesserungsbedarf besteht, ist 
die Notwendigkeit einer eigenständigen Absicherung nicht zu verleugnen. Vor 
diesem Hintergrund ist ihre Förderung, wenn sie auch selbst wiederum noch 
förderungsbedürftig ist, jedoch zu begrüßen. 

Die Entwicklung in diesem Bereich entspricht damit zumindest dem angestreb-
ten Ziel der stärkeren Verbreitung eigenverantwortlicher Vorsorge. Dabei steht 
Deutschland, bzgl. der Notwendigkeit einer Stärkung privater Vorsorge, nicht 
allein: Die Europäische Kommission hat bereits 2012 im Rahmen des Weiß-
buchs50 festgehalten, dass neben der Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
auch ein Ausbau der Zusatz-Altersversorgung für die Sicherung eines ange-

                                         
44  Vgl. Fuchs/Preis, Sozialversicherungsrecht, S. 904. 
45  Vgl. „Ungeliebte Riester-Rente“, FAZ vom 4.2.2005; „Riester-Rente enttäuscht“, FAZ vom 

27.10.2004 
46  BMAS, Entwicklung der Riester-Verträge, allerdings ruht circa ein Fünftel dieser Verträge. 
47  Vgl. Buntenbach, BetrAV 2013, 1 (2); „Riester lohnt sich für fast alle“, FAZ vom 7.3.2015; Rürup, 

BetrAV 2012, 271 (272) zu den stark divergierenden Bewertungen der Riester-Rente. 
48  Vgl. Velten/Schmidt-Narischkin/Schwinger, BetrAV 2013, 261 (261). 
49  Bericht über eine Agenda für angemessene, sichere und nachhaltige Pensionen und Renten, 

(2012/2234(INI)) vom 28.3.2013, S. 17 Punkt 61. 
50  Weißbuch, Eine Agenda für angemessene, sichere und nachhaltige Pensionen und Renten, 

COM(2012) 55l. 
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messenen Ruhestandseinkommens sowie finanzieller Unabhängigkeit im Ren-
tenalter unerlässlich ist.51 

 

III. Die betriebliche Altersversorgung 

Die betriebliche Altersversorgung bildet die zweite Säule im System der Al-
tersabsicherung. Ihre Relevanz ist, vergleichbar mit derjenigen der privaten 
Vorsorge, im Zuge der jüngeren Entwicklungen ebenfalls besonders zu Tage 
getreten. Da der Schwerpunkt dieser Dissertation auf der Betrachtung tarifver-
traglicher Gestaltungen im Bereich der betrieblichen Altersversorgung liegt, 
wird im Folgenden ausführlicher auf die historische Entwicklung der einschlä-
gigen Gesetze (1.) sowie die momentane Verbreitung betrieblicher Altersver-
sorgung in Deutschland eingegangen (2.). Die rechtlichen Gestaltungsmög-
lichkeiten der betrieblichen Vorsorge selbst werden im Anschluss separat in 
den Kapiteln 2 bis 4 behandelt. 

 

1. Historische Entwicklung 

a) Entwicklung bis 1974 

Bereits vor Kodifizierung der ersten sozialrechtlichen Normen zur Absicherung 
der Risiken von Alter und Invalidität unter Otto von Bismarck, im Zuge des Ge-
setzes über die Alters- und Invaliditätssicherung im Jahre 1889, wurde betrieb-
liche Altersversorgung praktiziert. Diese unterschied sich in ihrem Grundver-
ständnis natürlich von den Prinzipien, die heute gültig sind. 

Durch die Industrialisierung brachen im Zuge der Ausbildung großer Industrie-
komplexe und des Rückgangs (groß)familiären Zusammenhalts die herkömm-
lichen Sicherungssysteme, wie Familie und Zünfte, zusammen.52 Die Risiken 
selbst verloren natürlich nicht an Brisanz, im Gegenteil, sie nahmen eher noch 
zu: Die geringen Schutzvorkehrungen für Arbeitnehmer führten in komplexen 
industriellen Fertigungsanlagen häufig zu körperlichen Schäden, die die weite-
re Ausübung des Berufs erschwerten oder sogar unmöglich machten.53 

Bevor durch den Gesetzgeber eine entsprechende Reglementierung in Gang 
gesetzt werden konnte, wurde seitens der Parteien der Arbeitsverhältnisse ein 

                                         
51  Weißbuch, S. 10 ff.; vgl. zur Einbettung von Pensionseinrichtungen in den europäischen Wirt-

schaftsraum auch das Grünbuch „Langfristige Finanzierung der Europäischen Wirtschaft“, 
COM(2013)0150 sowie hierzu die Übersicht bei Cruccolini, BetrAV 2013, 503 (503 ff.) und Hügel-
schäffer, BetrAV 2011, 249 (249 ff.). 

52  Vgl. Heissmann, Ruhegeldverpflichtungen, S. 1. 
53  Vgl. Fuchs/Preis, Sozialversicherungsrecht, S. 11 f. 
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eigenständiges System entwickelt.54 Die Absicherung erfolgte sowohl direkt 
durch den Arbeitgeber als auch mittels Pensionsfonds oder Unterstützungs-
kassen.55 

Hierbei gewährte der Arbeitgeber, den damaligen kaiserzeitlichen gesellschaft-
lichen Verhältnissen entsprechend, als Herr über die Arbeitnehmerschaft,56 
eine freiwillige Vorsorge nach dem Vorbild der Absicherung im Bereich des 
Bergbaus.57 Auf diesen Bereich beschränkt waren bereits 1854 im Zuge des 
Gesetzes über die Vereinigung der Berg-, Hütten- und Salinenarbeiter in 
Knappschaften58 die Voraussetzungen der Schaffung von Knappschaftskas-
sen zur sozialen Absicherung ihrer Mitglieder geschaffen worden. 

Die dort erprobten betrieblichen Sicherungssysteme konnten sodann auch in 
anderen Bereichen des Arbeitslebens Fuß fassen und verloren auch im Zuge 
der sozialrechtlichen Gesetzgebung nicht an Relevanz, wurde das Ausmaß 
der staatlichen Absicherung doch weiterhin als unzulänglich angesehen.59 
Vielmehr stellte sich bereits Anfang des 20. Jahrhunderts heraus, dass eine 
betriebliche Vorsorge unter Umständen besser gegen wirtschaftliche Risiken, 
wie beispielsweise die Inflation, gewappnet ist als eine rein private Absiche-
rung.60 

Mit zunehmender Verbreitung der betrieblichen Vorsorge ging auch eine wei-
tergehende staatliche Reglementierung einher, die sich vor allem im Bereich 
der steuerlichen Bewertung niederschlug: Mit der Einkommenssteuerreform 
von 1934 wurde die bis dahin bestehende steuerliche Subventionierung un-
selbstständiger Versorgungskassen eingestellt. Aus den bestehenden un-
selbstständigen Pensionsfonds entwickelten sich zu dieser Zeit zur Vermei-
dung steuerlicher Nachteile die Unterstützungskassen als rechtsfähige Ver-
sorgungseinrichtungen.61 

Im Verlauf des Zweiten Weltkriegs wurden die steuerlichen Vorteile der be-
trieblichen Versorgungsmöglichkeiten weiter eingeschränkt, um so die kriegs-

                                         
54  Vgl. Weiß, Altersversorgung, S. 16 
55  Die Unterstützungskassen der damaligen Zeit unterschieden sich allerdings von den heutigen – 

aus ihnen entwickelten sich im Zuge des Versicherungsaufsichtsgesetzes von 1901, sofern sie ih-
ren Mitgliedern einen Anspruch gewährten, die heutigen Pensionskassen, vgl. Blomeyer, 
BB 1980, 789 (790). 

56  Vgl. Heissmann, Ruhegeldverpflichtungen, S. 1. 
57  Vgl. Weiß, Altersversorgung, S. 16. 
58  Gesetz, betreffend die Vereinigung der Berg-, Hütten-, Salinen- und Aufbereitungsarbeiter in 

Knappschaften vom 10. April 1854, Gesetz-Sammlung für die Königlich Preußischen Staaten 
1854, S. 139 – 142. 

59  Vgl. Weiß, Altersversorgung, S. 16. 
60  Vgl. Blomeyer/Rolfs/Otto/Rolfs, Zweiter Teil, Rn. 4. 
61  Vgl. Blomeyer, BB 1980, 789 (791). 


